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Siehe auch:

Abfallbewirtschaftung;

Grundwasser;

Bodenschutz;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
LwA, LIG, WIF, BRPA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BUWAL, BLW, ARE

Andere Stellen:
Betreiber von Kiesgruben und 
Deponien, Arbeitgeberverband

1. PROBLEMSTELLUNG

Die Problematik der belasteten Standorte ist neu. Die belasteten 
Standorte werden in drei Gruppen eingeteilt:
· Ablagerungsstandorte (vor allem Deponien).

· Betriebsstandorte.

· Unfallstandorte.

Die durch diese Problemstellung direkt betroffenen Umweltbereiche 
sind hauptsächlich der Boden, das Wasser und subsidiär die 
Luft. Auch der Mensch kann durch diese Standorte gefährdet 
werden: direkt, wenn der für menschliche Tätigkeiten genutzte 
Boden schwer belastet ist, oder indirekt, wenn ein Glied der 
Nahrungskette des Menschen mit einem schwer belasteten Standort 
in Kontakt gerät. Diese Problemstellung ist sowohl in finanzieller 
Hinsicht wie auch unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes 
wichtig 

Auf der Grundlage der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
hat der Kanton alle Typen belasteter Standorte zu untersuchen. 
Dabei ist ihre Gefährlichkeit für Mensch und Umwelt zu bestimmen. 
Der Kataster der belasteten Standorte wird auf der Grundlage 
vorhandener Datenbestände und in der Regel ohne Durchführung 
technischer Untersuchungen erstellt. Der Kanton unterteilt die 
Gesamtheit der belasteten Standorte in zwei Kategorien:
· Standorte, bei denen keine schädlichen oder lästigen 

Einwirkungen zu erwarten sind;

· Standorte, bei denen untersucht werden muss, ob sie über-
wachungs- oder sanierungsbedürftig sind.

Die beiden Kategorien werden im Rahmen der Erstellung des 
Katasters der belasteten Standorte festgelegt.

Sobald der Kataster erstellt ist, sind zusätzliche Untersuchungen 
durch die Verursacher durchzuführen, um zu bestimmen:
· ob der Standort überwachungsbedürftig ist; in diesem Fall 

braucht es keine Sanierung, solange sich nichts verändert.

· ob der Standort sanierungsbedürftig, das heisst eine Altlast 
ist; in diesem Fall braucht es Sanierungsarbeiten.

Der Bund räumte den Kantonen eine Frist bis Ende 2003 zur 
Erstellung ihrer Kataster ein. Der Kataster des Kantons Freiburg 
ist in Arbeit. Allerdings ist es wichtig, die zur Eintragung in den 
Kataster vorgesehenen Angaben den Standortinhabern und den 
Gemeinden mitzuteilen. Die Sanierung von Altlasten kann hohe 
Kosten verursachen. Gemäss der Bundesgesetzgebung sind 
die Untersuchungen, die notwendig sind, um das Ausmass der 
Gefährdung zu bestimmen (Vor- und Detailuntersuchungen) und 
die Finanzierung eventueller Sanierungen von den Verursachern 
(Verhaltensstörer) oder den Standortinhabern (Zustandsstörer) 
zu tragen. Ist der Verursacher unbekannt oder zahlungsunfähig, 
werden die Untersuchungskosten vom Kanton getragen, während 
die Sanierungskosten durch einen eventuellen kantonalen Fonds 
übernommen werden können, dessen Einrichtung im Gesetz über 
die Abfallbewirtschaftung (ABG) vorgesehen ist.

Das Vorhandensein einer Altlast führt nicht automatisch zu 
einem Verbot der Bodennutzung. Technische Lösungen wie 
Dekontamination oder Sicherung können ebenfalls gewählt werden. 
Allerdings ist die Sanierung von Altlasten ein kostspieliges 
Unternehmen, und die Suche nach der Finanzierung solcher 
Arbeiten ist eine der grossen Sorgen, welche die öffentliche Hand 
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in den nächsten Jahren beschäftigen wird. Die Bundesverordnung 
über die Abgabe zur Sanierung von Altlasten ist am 1. Januar 
2001 in Kraft getreten. Das anvisierte Ziel ist die Sanierung aller 
Altlasten innerhalb einer Generation.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Verhütung neuer Altlasten durch Einsatz entsprechender tech-
nischer Lösungen, insbesondere bei industriellen Tätigkeiten 
oder Betrieb von Deponien.

· Erfassung der belasteten Standorte in einem Kataster, 
Identifizierung der Problemfälle und Festlegung der Prioritäten-
ordnung für die Durchführung der Untersuchungen.

· Dafür besorgt sein, dass Voruntersuchungen zur Bestimmung 
der überwachungs- und sanierungsbedürftigen Standorte 
durchgeführt werden.

· Überwachung der belasteten Standorte und Sanierung der 
Altlasten.

· Laufende Information der Inhaber belasteter Standorte und 
der Gemeinden im Rahmen der Erstellung und Führung des 
Katasters.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Unterordnung der landwirtschaftlichen Nutzung überwachungs- 
oder sanierungsbedürftiger Standorte unter deren Untersuchung 
und eventuelle Sanierung.

· Unterordnung der Realisierung neuer Bauzonen oder neuer 
Bauten an oder auf überwachungs- oder sanierungsbedürf-
tigen Standorten unter deren Untersuchung und eventuelle 
Sanierung.

· Vorrangige Sanierung der Altlasten, die sich auf die Gesundheit 
von Menschen und Tieren oder auf die natürlichen Ressourcen 
schädlich auswirken können.

Befristete Grundsätze vor der Erstellung des Katasters der 
belasteten Standorte

Um schwerwiegende Probleme in diesem Bereich zu vermeiden, 
ist es angebracht, die folgenden Grundsätze bereits vor dem 
Abschluss des Katasters der belasteten Standorte zu beach-
ten:
· Verhütung der Möglichkeit, sensible menschliche Tätigkeiten 

wie Kindergärten oder Schulen ohne Voruntersuchungen auf 
belasteten Standorten zu errichten.

· Verhütung der Möglichkeit, belastete Standorte ohne 
Voruntersuchungen zu landwirtschaftlichen Zwecken zu 
nutzen.

· Unterordnung der Realisierung neuer Bauzonen oder neuer 
Bauten an oder auf überwachungs- oder sanierungsbedürf-
tigen Standorten unter deren Untersuchung und eventuelle 
Sanierung.

· Sanierung der Altlasten entsprechend ihrer Entdeckung.
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GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Verhütung der Möglichkeit, Arbeitszonen oder Deponien in 
Grundwasserschutzgebieten einzurichten.

· Suche nach Nutzungen und Möglichkeiten zur Rentabilisierung 
der Grundstücke, um die Sanierung von Altlasten auf belasteten 
städtischen Standorten wirtschaftlich erträglich zu machen.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Legt die Massnahmen fest, um die Entstehung neuer Altlasten 

im Rahmen des Betriebs von Deponien oder der Ausübung 
industrieller Tätigkeiten zu verhüten.

· Prüft die Möglichkeit, einen kantonalen Fonds für die Sanierung 
von Altlasten zu schaffen und ihn auf die Untersuchungskosten 
zu erweitern.

· Verlangt die notwendigen Untersuchungen und Sanierungen 
im Fall der Entdeckung einer Altlast oder für die im Kataster 
verzeichneten Fälle.

Das Amt für Umwelt:
· Teilt den Standortinhabern die zur Eintragung im Kataster 

vorgesehenen Angaben mit und gibt ihnen Gelegenheit, 
Stellung zu nehmen.

· Erstellt den Kataster der mit Abfällen belasteten Standorte 
und führt ihn nach.

· Berät die betroffenen Instanzen und Privatpersonen über die 
Problematik belasteter Standorte.

Die Gemeinden:
· Berücksichtigen die vorhandenen Angaben über belastete 

Standorte oder Altlasten in der Ortsplanung.

· Informieren die Bevölkerung und die Antragsteller von Bau- 
oder Umbaugesuchen über die Lage hinsichtlich der belasteten 
Standorte.

· Leiten die Projekte für Bauten von geringer Bedeutung, die 
durch einen belasteten Standort oder eine Altlast betroffen 
sind, an das Amt für Umwelt weiter.

· Überwachen ihr Gebiet hinsichtlich der belasteten Standorte 
und ergreifen alle Notfallmassnahmen, die in ihrer Kompetenz 
stehen, um die Sicherheit von Gütern und Personen sicherzu-
stellen.

Der Bund:
· Bereitet die technischen Empfehlungen für die Anwendung 

der Altlastenverordnung in den Kantonen vor.

· Analysiert die belasteten Standorte in Zusammenhang mit 
Anlagen, für die er zuständig ist (Militäranlagen usw.) und 
informiert den Kanton über den Inhalt des Katasters.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich gegenseitig über ihren Kataster.

· Prüfen die zwei Kantone betreffenden Altlasten und ergreifen 
die diesbezüglich notwendigen Massnahmen.
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Die Verhaltens- oder Zustandsstörer:
· Verhüten die Entstehung neuer Altlasten im Rahmen des Betriebs 

von Deponien oder der Ausübung industrieller Tätigkeiten.

· Führen die notwendigen Untersuchungen und Sanierungen 
durch und tragen die Kosten entsprechend ihren Anteilen an 
der Verursachung.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Der Kanton erstellt bis Dezember 2003 den Kataster der belas-
teten Standorte gemäss den einschlägigen Bestimmungen des 
Bundes.

Die Schaffung einer kantonalen gesetzlichen Grundlage für die 
Ausführung der Bundesverordnung ist notwendig. Diese Grundlage 
hat insbesondere:
· Die Möglichkeiten zu prüfen, einen kantonalen Fonds für die 

Sanierung von Altlasten zu schaffen bzw. diesen Fonds auf die 
Durchführung der Voruntersuchungen zu erweitern.

· Den eventuellen Kantonsfonds mit den auf Bundesebene 
getroffenen Bestimmungen gleichen Typs zu koordinieren.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die vom Kanton in andern Bereichen erstellten Grundlagen oder 
Projekte haben die vorhandenen Daten in Sachen belastete 
Standorte zu berücksichtigen. Folgende Bereiche sind besonders 
betroffen:
· Arbeitzonen.

· Materialabbau.

· Wasserversorgung.

· Strassenprojekte.

· Öffentliche Bauten und Anlagen.

Ortsplanung

Der Zonennutzungsplan (ZNP) bezeichnet:
· Die ausserhalb der Bauzone gelegenen überwachungs- oder 

sanierungsbedürftigen belasteten Standorte.

· Die in der Bauzone gelegenen überwachungs- oder sanierungs-
bedürftigen belasteten Standorte.

Die weitgehend bebauten überwachungs- oder sanierungs-bedürf-
tigen belasteten Gebiete werden als Zone mit besonderen 
Vorschriften bezeichnet.

Für die Schaffung neuer Bauzonen oder die Erhaltung der Bauzone 
für wenig bebaute oder unbebaute Gebiete auf überwachungs- 
oder sanierungsbedürftigen Standorten ist der Eintrag in den 
ZNP abhängig von der Durchführung von Untersuchungen und 
eventuell notwendigen Sanierungsmassnahmen.
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Das Planungs- und Baureglement(PBR) enthält:
· Die Bestimmungen über landwirtschaftliche Nutzung, Bau, 

Umbau und Umnutzung von Gebäuden, die ausserhalb der 
Bauzone auf überwachungs- oder sanierungsbedürftigen 
Standorten liegen.

· Die Bestimmungen über die Untersuchungen und eventuellen 
Sanierungsmassnahmen, die im Fall von Umbauten oder 
Umnutzungen bestehender Gebäude in Zonen mit besonderen 
Vorschriften durchzuführen sind. Diese Sanierungsmassnahmen 
werden bei Arbeiten durchgeführt, bei denen es zu Umbauten 
im Untergeschoss, zu neuen Bodeneinwirkungen oder neuen 
Nutzungen von Räumlichkeiten mit direktem Bodenkontakt 
kommt.

Für alle überwachungs- oder sanierungsbedürftigen belasteten 
Standorte führt das PBR das obligatorische Vorprüfungsgesuch 
für Bau- oder Umbaugesuche ein.

Befristete Grundsätze vor der Erstellung des Katasters der 
belasteten Standorte

Der Kataster ist in Arbeit. Das Amt für Umwelt verfügt über 
eine Liste der belasteten Standorte. Sollten die betroffenen 
Gemeinden vor Abschluss des Katasters eine Revision ihrer 
Ortsplanung vornehmen, so haben sie die oben geforderten 
Angaben über die belasteten Standorte je nach Kenntnisstand 
in den Zonennutzungsplan und das Planungs- und Baureglement 
aufzunehmen.

Für die Schaffung neuer Bauzonen oder Beibehaltung der Bauzone 
für wenig bebaute oder unbebaute Gebiete auf einem belasteten 
Standort ist der Eintrag im Zonennutzungsplan abhängig von der 
Durchführung von Untersuchungen und eventuell notwendigen 
Sanierungsmassnahmen.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

In diesem Fall hat der Gesuchsteller:
· Sich bei der Gemeinde oder gegebenenfalls beim AfU zu 

erkundigen , ob in der Nähe oder auf dem geplanten Standort 
eine Altlast vorhanden ist und welche Massnahmen und 
Auflagen zu beachten sind.

· Ein Vorgesuch einzureichen, wenn das Projekt für einen Ort 
nahe oder auf einem möglicherweise belasteten oder einem 
überwachungs- oder sanierungsbedürftigen Standort vorgesehen 
ist. Das gleiche gilt, wenn das PBR ein Vorgesuch vorschreibt; 
die Untersuchungen sind in diesem Rahmen durchzuführen.

· Ein vollständiges Baugesuch einzureichen, das die im PBR 
und/oder im Rahmen des Vorprüfungsgesuchs festgelegten 
Auflagen erfüllt.

· Die Kosten für die Durchführung der vom PBR oder den zustän-
digen Dienststellen geforderten Studien und Massnahmen 
zu tragen.

· Im Falle von Einwänden gegen die Beurteilung des Standortes 
kann er auf eigene Kosten zusätzliche Untersuchungen durch-
führen. Solche Studien sollten idealerweise im Rahmen des 
Vorprüfungsgesuchs vorgelegt werden. Das AfU prüft die 
zusätzlichen Studien und nimmt je nach den Ergebnissen 
eine Nachführung der Grundlagen (Kataster der belasteten 
Standorte) vor.
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